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Zur Kenntnis:
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Veterinäramt Uckermark














Offene Anfrage


Tötungsaufforderungen durch Behörden - Vorsätzliche Verstöße gegen gültiges Gesetz





Guten Tag, Herr Dr. Wendland,





wir wissen ja alle, dass seit Juli 2000 in diesem Land kein normales Leben für verantwortungsvolle Hundehalter und für die immer unschuldigen Hunde möglich ist. Ganz offensichtlich wird von deutschen Politikern und ihren willfährigen behördlichen Handlangern, auch Tierärzten, Ausrottung betrieben. Deshalb wandten wir uns auch bereits an den Ministerpräsidenten Ihres Landes, aber nicht nur an diesen.





Dass die unschuldigen Hunde aufgrund Rassezugehörigkeit mittels Macht- und Amtsmissbrauch in Brandenburg, auch in Ihrem Bereich, gequält und gemordet werden, ist bekannt. Dies wurde auch an Politiker auf Landes- und Bundesebene herangetragen. Auch Medien wurden informiert, was unter dem Vorwand angeblicher Sicherheit für die Bevölkerung den unschuldigen Hunden angetan wird, dass sie gemordet werden. 





Auch jetzt erreichten uns erneut Informationen, die wir an hochrangige politische Stellen zur Prüfung weitergeleitet haben. Gequälte, verschleppte, gemordete Hunde - dies gehört inzwischen zum Aushängeschild von Brandenburg und Berlin.





Wieder einmal wurden etliche unschuldige Hunde Opfer des menschlichen Fehlverhaltens. Beispiele: Ein angeblicher Sozialhilfeempfänger  hat seine Hündin 12 Welpen austragen lassen - trotz aller Verordnungen, Schikanen, und Ausrottungstaktiken. Er hat diese Welpen verkauft, pro Welpe 150 Euro. Die Tiere sind unschuldig, sowohl Hündin als auch Welpen. Schuldig ist solch ein verantwortungsloser Hundebesitzer, der auf Kosten der Qual der Tiere lebt.





Die neuen Besitzer der Welpen wurden vom Ordnungsamt Prenzlau aufgefordert, die Tiere töten zu lassen oder an ein bestimmtes Tierheim abzugeben, gegen das bereits Ermittlungen wegen Tiertötungen laufen. Das ebenfalls unschuldige Muttertier wurde vom Ordnungsamt beschlagnahmt - ohne schriftlichen Bescheid. Auch für das Muttertier soll die Tötung gefordert oder bereits vollzogen worden sein. Ihr Verbrechen? Sie gebar 12 Kinder! Währenddessen diese Informationen eingeholt wurden, wurde von der Behörde bereits die nächste Abgabe eines Hundes gefordert. Aber auch der Besitzer einer einjährigen Boxermischlingshündin wurde zur Tötung seines Tieres aufgefordert. 





Feigerweise fordern die Behörden die Tötung mündlich von den Hundebesitzern. Die schriftliche Tötungsanordnung wird verweigert. Warum wohl? Man weiß sehr wohl, dass man mit solchen Tötungsaufforderungen gezielt gegen gültiges Gesetz verstößt. Aber auch die Forderung Abgabe in bestimmte Tierheime, vor allem wenn diese für Tiertötungen bekannt sind, sind solchen Verstößen gleichzusetzen.





Herr Dr. Wendland, ich bitte um Mitteilung, wieviele Hunde - gelistete und ungelistete - wurden im Auftrag oder mit Hilfe Ihrer Behörde seit dem Bestehen der Hunde-Verordnung Brandenburg in Ihrem Zuständigkeitsbereich und im Tierheim Angermünde - ohne und mit Ihrem Dazutun - getötet? Warum schweigen Sie zu solchen Fragen bisher?





Die deutsche Bevölkerung hat sehr wohl Anspruch auf Auskunft von Ihnen und anderen, denn immerhin wird doch diese ganze Ausrottungskampagne und das massenhafte Morden unschuldiger Hunde unter dem Vorwand Sicherheit für die Bevölkerung betrieben. Aber die Bevölkerung soll nichts von all dem erfahren, wie man sie „schützt“?





Ich bitte um Ihre baldige Antwort.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen�
Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 17. November 2002
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Herrn Dr. Kuno Böse


Senator des Inneren


und Leiter der IMK 2002


„Es kann nicht die Aufgabe eines Politikers sein, die öffentliche Meinung anzuklopfen und dann das Populäre zu tun. Aufgabe des Politikers ist es, das Richtige zu tun und es populär zu machen.“ Walter Scheel 


Die tägliche Wirklichkeit ist leider eine andere.
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Und noch einmal zur IMK: Es gibt keine  geborenen Kampfhunde!








Guten Tag, Herr Dr. Böse,





Sie erhalten folgende Unterlagen, in der Hoffnung, dass diese auch zur Kenntnis genommen, nicht wie üblich ignoriert werden und dass sie Berücksichtigung finden anlässlich weiterer Entscheidungsfindung - damit ist nicht gemeint: weiteres Vorgehen gegen die eigene Bevölkerung -  während der nächsten IMK zu der Thematik sog. Kampfhunde.





Sie erhalten die aktuellen Schilderungen zu Tötungsaufforderungen in Brandenburg. Die dortigen Politiker und Behörden leugnen natürlich alles, während dessen sie skrupellos Tötung und Ausrottung Unschuldiger weiter betreiben. Wir zweifeln nicht daran, dass auch diese unschuldigen Hunde den verbrecherischen Tierexperimentatoren ausgeliefert werden (sollen). Laut Politikern wie z.B. Bouffier oder Runde sind das die Alleinigen, denen ein angebliches berechtigtes Interesse an diesen Tieren zugestanden wird, um sie grausam zu zerexperimentieren!





Zwei Leserbriefe, die die Schikanen gegen Hunde und Halter ebenfalls deutlich machen.





Weiterhin erhalten Sie „Ungewöhnlicher Unterricht - Keine Angst vor großen Hunden“. Wenn die Politiker an einer wirklichen Sicherheit für Menschen und Tiere in diesem Land interessiert wären, hätten Sie schon längst mit Informations- und Aufklärungsarbeit begonnen, statt Rassismus und Ausrottung fortwährend zu betreiben, verbunden mit unendlichen Schikanen und Abzockerei, während dessen die Beißvorfälle aufgrund menschlichen Fehlverhaltens nach wie vor stattfinden. - Nicht zu vergessen sind auch die Ihnen bereits zugegangenen Vorschläge der Expertin Fleig, die diese bereits 1990 dem damaligen Bundesinnenminister unterbreitete. Bis heute blieben diese wichtigen Vorschläge, die zur wirklichen Sicherheit von Menschen und Tieren beitragen, unberücksichtigt. - Bedenken Sie, bitte auch: Ungewöhnlicher Unterricht bezieht sich auf die Aufklärung der Schulkinder. Es müssen aber sehr viel mehr Bevölkerungkreise, auch Erwachsene erreicht werden, denn auch durch deren Fehlverhalten und Nichtwissen werden Beißvorfälle selbst provoziert, nicht durch die Hunde, denen dies pauschal unterstellt wird. Sie reagieren lediglich auf das Verhalten der Menschen, eben auch auf das falsche Verhalten dieser.





„Wie das mit Eddy war“ - Eddy, einer von unzähligen, Opfer des Terrors deutscher Politiker gegen verantwortungsvolle Hundehalter und unschuldige Hunde. Diese Opfer tauchen in keiner Statistik auf, denn sie gehören nicht zu den Auftragstötungen deutscher Politiker, obwohl diese Hunde nicht weniger Opfer sind als die vorsätzlich gemordeten.
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Weiterhin erhalten Sie einen Brief von Herrn Böttcher an die GEWOBA AG, Bremen. Auch hier wird die Willkür gegen die unschuldigen, aber aufgrund frei erfundener Rassenlisten abgestempelten Hunde und deren Halter deutlich. Wenn Hund nicht abgeschafft wird, Wohnungsverlust. Ebenfalls ein Fall von unzähligen.





Im Anschluss daran ein Brief an Herrn Böttcher von der Bürgerinitiative gegen die Hundesteuer, auch hier wird ebenfalls dieser ganze inzwischen alltägliche Wahnsinn deutlich.





Nicht vorenthalten möchten wir Ihnen und den Politikerkollegen dieser Runde auch das skandalöse Vorhaben, den Auslöser all dieses Elends, Leids, dieser Schikanen, dieser ganzen fast bundesweit betriebenen Gemeinheit: 


Ibrahim K. soll seine ohnehin viel zu geringe Haftstrafe erlassen bekommen, um vorzeitig abgeschoben zu werden. Abschieben ja, aber erst nach Verbüßung auch der letzten Minute seiner Haftstrafe.





Während diesem Verbrecher seine Haft erlassen wird, sollen parallel fast bundesweit die Schikanen und die Ausrottung der ausländischen Hunderassen weiter betrieben werden, weil dieser Tierschinder die Hunde solcher Rassen missbrauchte, um Menschen und Tiere zu Tode zu bringen - vorsätzlich!





Der Auslöser dieses bundesweiten und für viele Unschuldige tödlich endenden Dilemmas soll also noch belohnt werden durch Hafterlass, während die deutschen Politiker weiterhin an ihren Fehlentscheidungen festhalten, Rassismus und Ausrottung, verbunden mit extremen Schikanen und Abzockerei betreiben wollen.





Wie lange noch? Bis der letzte Hund ausländischer Rassen ums Leben gebracht und der letzte Halter dieser Hunderassen abgestochen oder psychisch und finanziell fertig gemacht ist? - Dies scheint ja das vermutliche Anliegen unserer „Volksvertreter“ zu sein.





Wir hoffen sehr, auf ein Umdenken und Umhandeln der Politiker, hin zu tatsächlicher Verantwortung. Bis heute gibt es ja so etwas in diesem Land nicht!





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen

















Anlagen w.o.e.





PS. Wir haben natürlich auch diese Informationen an andere und an den Petitionsausschuss weitergeleitet.
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Frau Heidemarie Lüth


„Es kann nicht die Aufgabe eines Politikers sein, die öffentliche Meinung anzuklopfen und dann das Populäre zu tun. Aufgabe des Politikers ist es, das Richtige zu tun und es populär zu machen.“ Walter Scheel 


Die tägliche Wirklichkeit ist leider eine andere.


Vorsitzende des Petitionsausschusses des


Deutschen Bundestages


Platz der Republik 1





11011 Berlin




















Pet 1-14-06-2192-039677 (vorher 4-14-10-787-039677) - Petition vom 10.9.2001








Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig, 





was in diesem Land inzwischen gang und gäbe ist, ist eine einzige Schande! Jetzt soll noch Ibrahim K., der Mörder Volkans und seiner eigenen Hunde und Verantwortliche für das Desaster, das seit Juli 2000 in Folge gewollter politischer Fehlentscheidungen bis jetzt und vermutlich auch weitergehend praktiziert wird - Staatsterror gegen hunderttausende verantwortungsvolle Hundehalter und unschuldige Hunde - vorzeitig aus der Haft entlassen und abgeschoben werden. Dass dieser Ibrahim K. gemeingefährlich ist und abgeschoben werden muss, ist keine Frage, aber dass ihm von dieser ohnehin lächerlich geringen Strafe, gemessen am vorsätzlichen Inkaufnehmen des Todes von Menschen und Tieren und Schaden an hunderttausenden Menschen und Tieren und zusätzlich der deutschen Wirtschaft noch Straferlass erhalten soll, ist durch nichts nachzuvollziehen, durch nichts zu rechtfertigen.





Sie erhalten unseren Aufruf an betroffene Hundehalter und Tierschützer, um gegen diese offenbar schon gefällte Entscheidung vorzugehen; weiterhin als Beispiel, zwei Schreiben von uns mit Folgeblatt, dem zu entnehmen ist, was alles in Folge des verbrecherischen Verhaltens des Ibrahim K. und der politischen Fehlentscheidungen nach wie vor in diesem Land betrieben wird. Die Liste erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.





Sie erhalten die aktuellen Schilderungen zu Tötungsaufforderungen in Brandenburg. Die dortigen Politiker und Behörden leugnen natürlich alles, während dessen sie skrupellos Tötung und Ausrottung Unschuldiger weiter betreiben. Wir zweifeln nicht daran, dass auch diese unschuldigen Hunde den verbrecherischen Tierexperimentatoren ausgeliefert werden (sollen). Laut Politikern wie z.B. Bouffier oder Runde sind das die Alleinigen, denen ein angebliches berechtigtes Interesse an diesen Tieren zugestanden wird, um sie grausam zu zerexperimentieren!





Weiterhin erhalten Sie die Schilderung von Eddys Tod. Eddy - ein Beispiel von Unzähligen! - wurde ebenfalls Opfer des politischen Rassenwahns. Auch er büßte diesen Irrsinn qualvoll mit seinem Leben. Viele Hunde sind in Folge der Schikanen, der Angst, dem extremen Stress elend kaputt gegangen. Diese sensiblen Lebewesen wurden Opfer des Wahnsinns deutscher Politiker und krimineller Tierschinder  Sie tauchen in keiner Statistik auf, die dafür verantwortlichen Politiker und Behörden interessiert dies nicht, für sie ist Töten das Normale!
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In den Statisitiken tauchen, wenn überhaupt, nur die Auftragstötungen der Behörden und Politiker auf. Die ebenfalls in Folge des von Politikern praktizierten Rassenwahns zu Tode gekommenen unschuldigen Hunde, wie z.B. Eddy, oder Hunde, deren Besitzer gezwungen wurden, ihre Hunde töten zu lassen, z.B. Erbach, werden nirgendwo erfasst.





Allein in Hessen muss man Minister Bouffier ca. 300-fachen Hundemord vorwerfen. Und all dies ist ungestraft möglich.





„Ungewöhnlicher Unterricht - Keine Angst vor großen Hunden“ - Dies wäre einer der richtigen Ansatzpunkte und Lösungen, um Beißvorfälle zu vermeiden und wirkliche Sicherheit zu schaffen. In diesem Zusammenhang erinnern wir an die bereits 1990 von der Expertin Fleig dem damaligen Bundesinnenminister unterbreiteten praktikablen Lösungsvorschläge, basierend auf Aufklärung und Information. Sie wurden bis heute ignoriert. Deshalb gibt es nach wie vor Beißvorfälle, denn diese sind ausschließlich auf Unwissen bzw. Fehlverhalten der Menschen zurückzuführen. Hunde reagieren lediglich auf das Verhalten der Menschen, auch auf ihr falsches Verhalten. Ungewöhnlicher Unterricht wurde auch an das Regierungspräsidium in Darmstadt im Hinblick auf die angeblich noch in Vorbereitung befindlichen Wesenstests geschickt. und ebenfalls an den diesjährigen Leiter der IMK. - Zu bedenken ist allerdings, dass hier nur die Bevölkerungsgruppe der Schulkinder erreicht wird, aber auch Vorschulkinder und noch mehr Erwachsene verursachen durch Fehlverhalten Beißvorfälle. Diese zu erreichen wäre mit den Vorschlägen der Expertin Fleig ebenfalls möglich. Wenn dies - statt Rassismus, Ausrottung, Schikanen, Abzockerei - praktiziert würde, würden Beißvorfälle tatsächlich zurückgehen und eine wirkliche Sicherheit für Menschen und Tiere mitgeschaffen werden. Parallel dazu muss natürlich der Missbrauch der Tiere verhindert werden, was mit all den seit Juli 2000 praktizierten Maßnahmen nicht erreicht wird. Bis heute werden Maßnahmen, um wirkliche Sicherheit für Menschen und Tiere umzusetzen, vorsätzlich verhindert.





Weiterhin erhalten Sie einen Brief von Herrn Böttcher an die GEWOBA AG, Bremen. Auch hier wird die Willkür gegen die unschuldigen, aber aufgrund frei erfundener Rassenlisten abgestempelten Hunde und deren Halter deutlich. Wenn Hund nicht abgeschafft wird, Wohnungsverlust. Ebenfalls ein Fall von unzähligen.





Im Anschluss daran ein Brief an Herrn Böttcher von der Bürgerinitiative gegen die Hundesteuer, auch hier wird ebenfalls dieser ganze inzwischen alltägliche Wahnsinn deutlich.





Weiterhin ein Brief dieser Bürgerinitiative an eine Kommunalpolitikerin, eine Politikerin mit Seltenheitswert in diesem Land, aber auch sie ist mit fairen Forderungen der Willkür ihrer Politikerkollegen ausgesetzt. - Wo leben wir? In einer Bananenrepublik?





Weiterhin erhalten Sie eine E-Mail dieser Bürgerinitiative an Herrn Weber, der mit deutlichen Worten wiederholt die ganze Gemeinheit durch Amts- und Machtmissbrauch deutscher Politiker bestätigt.





Deutschland hat sich nicht nur als ein Land grenzenloser Korruptheit entpuppt, nein vor allem als ein skandalgebeuteltes, Rassenwahn und Ausrottung betreibendes Land und offensichtlich ist ein Ende all dieses Amts- und Machtmissbrauchs, der Schikanen gegen verantwortungsvolle Menschen und gegen immer unschuldige Hunde (und auch andere Tiere) nicht absehbar.





Vermutlich wird die sog. Kampfhundeproblematik erst „gelöst“ sein, wenn die deutschen - inzwischen sämtlich äußerst zweifelhaften - Politiker den letzten auf allen frei erfundenen Listen stehenden Hund tot wissen und nichts mehr an sog. Hundesteuer oder anderem Steuermissbrauch aus der deutschen Bevölkerung herauszuquetschen ist.





Für die Tiere, auch die zwangsinhaftierten Hunde in den Tierheimen, reicht das Geld kaum, um diese am Leben erhalten zu können. Sie wissen ja, dass die Tierheime permanent überlaufen, und dies noch sehr viel mehr seit dem Hunderassenwahn in diesem Land. Sie wissen auch, wie oft schon die Politiker in aller Stille versuchten daran zu werkeln, dass die zwangsinhaftierten Hunde aus Kostengründen umgebracht werden. Parallel dazu streicht man aber selbst horrende Bezüge ein.
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Die Bevölkerung, auch die verantwortungsvollen und endlos abgezockten Besitzer der ausländischen Hunderassen, weiß aber auch, wie sehr die Bevölkerung - vor allem unter der rot-grünen Regierung zum Sparen nicht nur aufgefordert, sondern auch genötigt wird, während dessen unsere Politiker das zigfache nicht für verantwortungsvolle politische Tätigkeit, sondern für politischen Amts- und Machtmissbrauch einstreichen. Sparen und abgezockt werden sollen nur die Bürger, allen voran die Hundehalter, die durch finanzielle Beauflagungen und Erdrosselungssteuer nicht selten an den Rand ihrer Existenz getrieben wurden (Beispiele wurden Ihnen dokumentiert). Nicht die, die dazu aufrufen, sollen etwas sparen (oder für Flutopfer spenden). Auch diese Beispiele bestätigen es:





Bezüge der ehemaligen Familienministerin Nolte: „Mit 55 stehen der heute 36-jährigen Abgeordneten 3720 EUR Ministerpension, mit 61 zusätzlich 2476 Euro Abgeordnetenpension zu. Normalbürger müssten dafür 239 Jahre arbeiten.“ 





„Weit weniger würde Bundeskanzler Gerhard Schröder (58) bekommen (als Eichel), wenn er 63 wird: 8303 Euro. Aber auch dafür müssten Normalbürger 321 Jahre arbeiten.“


„Wer raus ist aus dem Polit-Stress, kassiert leise.“ usw. usw.





Diese Vergleiche sprechen eine deutliche Sprache. - Ob sich daran etwas ändern wird, weil einige wenige Politiker dies nach der jetzigen genehmigten Erhöhung der Diäten - entgegen dem offiziell propagiertem Sparkurs!, öffentlich aussprechen, ist stark zu bezweifeln. Wie lange noch wird - oder kann - sich die deutsche Bevölkerung das alles gefallen lassen?





Die verantwortungsvollen Hundehalter wissen nicht einmal mehr, wie sie die ihnen abgepresste erhöhte Kampfhundesteuer aufbringen sollen, wie sie ihre Tiere vor Behörden, Politikern und Hundehassern schützen sollen, die den Tod dieser unschuldigen Tiere wollen. Auch der z.B. in Hessen alle zwei Jahre neu abzulegende Wesenstest und die neu zu beantragende Haltergenehmigung sind mit immensen Kosten verbunden und dienen lediglich Abzockerei und Schikanen. 





All dies kann durch nichts gerechtfertigt werden, auch nicht durch den Tod des kleinen Volkan, der sein Leben lassen musste, weil ein Krimineller seine Tiere qualvoll schindete, um Menschen und Tiere gleichermaßen vorsätzlich zu gefährden. Volkan kam aber auch ums Leben, weil Behörden ihre Pflichten vergaßen, weil Politiker seit vielen Jahren nichts für eine wirkliche Sicherheit der Bevölkerung und gegen den Missbrauch der Tiere irgend etwas unternehmen wollten. Sie wollen dies auch heute noch nicht, denn dann würde man diesen Rassismus nicht weiter betreiben, die Ausrottungstaktik nicht beibehalten. An wahrheitsgemäßer Information und Aufklärung ist man nicht interessiert.





Wann wird der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages aufgrund all dieser vorgetragenen Beispiele zu einer Entscheidung kommen?





Noch nie in den letzten 50 Jahren hat die deutsche Bevölkerung - ehemalige DDR ausgenommen - so gelitten und sich so wehren müssen gegen die politische Willkür und den Machtmissbrauch, wie seit Juli 2000. Schlimm.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen











Anlagen


Abschiebung Ibrahim K und Proteste dagegen


16.11.2002 - Tötungsbegehren der Brandenburger Behörden


Aufstellung der Schikanen gegen Hunde und Halter, zu verdanken auch Ibrahim K.


„Wie das mit Eddy war“ - ein Todeskandidat von tausenden


Ungewöhnlicher Unterricht - Keine Angst vor großen Hunden


Schreiben an die GEWOBA AG


Schreiben an Herrn Böttcher


Schreiben an die Kommunalpolitikern Brandenburg und ihr Gästebucheintrag


Schreiben an Herrn Weber - Erdrosselungssteuer


2 Leserbriefe





